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403. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
25. Juli 1983 betreffend den Geltungsbereich
des Übereinkommens zur Errichtung der

Weltorganisation für geistiges Eigentum

Nach Mitteilungen des Generaldirektors der
Weltorganisation für geistiges Eigentum haben
nachstehende Staaten ihre Ratifikations- bzw. Bei-
trittsurkunden zum Übereinkommen zur Errich-
tung der Weltorganisation für geistiges Eigentum
(BGBl. Nr. 397/1973, letzte Kundmachung des
Geltungsbereiches BGBl. Nr. 288/1979) hinterlegt:

Staaten Datum der Hinterlegung der Ratifika-
tions- bzw. Beitrittsurkunde

Niger 18. Feber 1975
El Salvador 18. Juni 1979
Barbados 5. Juli 1979
Indonesien 18. September 1979

Staaten
Datum der Hinterlegung der Ratifika-

tions- bzw. Beitrittsurkunde

Uruguay 21. September 1979
Kolumbien 4. Feber 1980
China 3. März 1980
Philippinen 14. April 1980
Peru 4. Juni 1980
Argentinien 8. Juli 1980
Guinea 13. August 1980
Gambia 10. September 1980
Kostarika 10. März 1981
Simbabwe 29. September 1981
Saudi-Arabien 22. Feber 1982
Mali 14. Mai 1982
Somalia 18. August 1982
Guatemala 31. Jänner 1983
Panama 17. Juni 1983

Sinowatz

404.
ABKOMMEN

ZWISCHEN DER ÖSTERREICHISCHEN
BUNDESREGIERUNG UND DER
REGIERUNG DES FÜRSTENTUMS
MONACO ÜBER DEN PERSONENVER-

KEHR

Artikel 1

Österreichischen Staatsbürgern wird die sichtver-
merksfreie Einreise in das Fürstentum Monaco für
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einen nicht Erwerbszwecken dienenden Aufenthalt
bis zu drei Monaten gestattet, wenn sie Inhaber
eines der nachfolgenden Reisedokumente sind:

a) gültiger oder seit weniger als fünf Jahren
abgelaufener gewöhnlicher Reisepaß,

b) gültiger Diplomatenpaß,

c) gültiger Dienstpaß,
d) gültiger Personalausweis,
e) gültiger Sammelreisepaß in Verbindung mit

einem amtlich ausgestellten Ausweis, aus dem
die Identität zu ersehen ist,

f) gültiger Schifferausweis.

Artikel 2

Monegassischen Staatsangehörigen wird die
sichtvermerksfreie Einreise nach Österreich für
einen nicht Erwerbszwecken dienenden Aufenthalt
bis zu drei Monaten gestattet, wenn sie Inhaber
eines der nachfolgenden Reisedokumente sind:

a) gültiger oder seit weniger als fünf Jahren
abgelaufener gewöhnlicher Reisepaß,

b) gültiger Diplomatenpaß,

c) gültiger Dienstpaß,
d) gültiger Personalausweis.

Artikel 3

(1) Inhaber österreichischer oder monegassischer
Diplomatenpässe oder Dienstpässe, die Mitglieder
der diplomatischen Mission oder einer konsulari-
schen Vertretung des einen Vertragsstaates im
Gebiet des anderen Vertragsstaates oder Vertreter
des einen Vertragsstaates bei einer internationalen
Organisation sind, die ihren Sitz im Gebiet des
anderen Vertragsstaates hat, oder einer solchen
Organisation als Beamte angehören, dürfen sich bis
zur Beendigung ihrer Dienstverwendung im Gebiet
des anderen Staates ohne Sichtvermerk aufhalten.

(2) Für die Dauer der Dienstverwendung der im
Absatz 1 angeführten Personen dürfen sich auch
deren mit ihnen im gemeinsamen Haushalt lebende
Familienangehörige im Gebiet des anderen Ver-
tragsstaates ohne Sichtvermerk aufhalten, wenn sie
selbst Inhaber österreichischer oder monegassischer
Diplomaten- oder Dienstpässe sind.

Artikel 4

Dieses Abkommen befreit die österreichischen
Staatsbürger und monegassischen Staatsangehöri-
gen, die sich im Fürstentum Monaco bzw. in Öster-
reich aufhalten, nicht von der Verpflichtung, die
geltenden Gesetze und Vorschriften des Aufent-
haltslandes einzuhalten.

Artikel 5

Die zuständigen Behörden eines jeden der bei-
den Vertragsstaaten behalten sich das Recht vor,
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Personen, die als unerwünscht angesehen werden,
die Einreise oder den Aufenthalt in ihrem Lande zu
verweigern.

Artikel 6

Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, auf Ersu-
chen des anderen Vertragsstaates jene Personen
rückzuübernehmen, deren sichtvermerksfreie Ein-
reise in das Gebiet dieses anderen Vertragsstaates
auf Grund eines der in den Artikeln 1 bzw. 2
erwähnten Reisedokumente gestattet worden ist,
auch wenn diese Personen die Staatsangehörigkeit
des Staates, in den die Rückkehr verlangt wird,
nicht besitzen sollten.

Artikel 7

Mit Ausnahme des Artikels 6 kann jeder der bei-
den Vertragsstaaten die Anwendung dieses Abkom-
mens aus Gründen der Sicherheit, der öffentlichen
Ordnung oder Gesundheit vorübergehend ganz
oder teilweise aussetzen. Sowohl die Aussetzung
wie deren Aufhebung ist dem anderen Vertrags-
staat unverzüglich schriftlich auf diplomatischem
Wege bekanntzugeben.

Artikel 8

Dieses Abkommen tritt drei Monate nach seiner
Unterzeichnung in Kraft.

Artikel 9

Durch dieses Abkommen wird der Notenwechsel
vom 18. Mai 1954 bzw. 4. Juni 1954 über die Auf-
hebung der Sichtvermerkspflicht zwischen Öster-
reich und Monaco *) aufgehoben.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmäch-
tigten dieses Abkommen unterzeichnet und mit Sie-
geln versehen.

GESCHEHEN zu Paris, am 9. Juni 1983, in
zwei Urschriften, jede in deutscher und französi-
scher Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen
authentisch sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Erik Nettel

Für die Regierung des Fürstentums Monaco:

Christian Orsetti

Das Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 8 am 9. September 1983 in Kraft.

Sinowatz

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 215/1955
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405.

(Übersetzung)

ABKOMMEN

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie und der Bundesminister für Finanzen der
Republik Österreich einerseits und die Regierung
der Republik Zypern andererseits haben, getragen
von dem Wunsch der weiteren Entwicklung der
Freundschaft und Handelsbeziehungen zwischen
den beiden Ländern, die folgenden Vereinbarungen
hinsichtlich der Anerkennung von Zeugnissen über
den Ursprung und die handwerkliche Herstellung
von Waren zum Zwecke der zollfreien oder zoller-
mäßigten Einfuhr nach Österreich getroffen.

Artikel 1

Die Regierung der Republik Zypern bestätigt
hiermit, daß zur Ausstellung von Zeugnissen über
den Ursprung und die handwerkliche Herstellung
von Waren zum Zwecke der zollfreien oder zoller-
mäßigten Einfuhr nach Österreich das „Cyprus
Department of Customs and Excise" ermächtigt ist.

Artikel 2

(1) Die Zeugnisse über den Ursprung und die
handwerkliche Herstellung von Waren entsprechen
— vorbehaltlich der Bestimmungen des Abs. 2 —
nach Form und Inhalt dem für Zwecke des Allge-
meinen Präferenzsystems verwendeten Formblatt
A.

(2) Die Zeugnisse enthalten folgende zusätzliche
Feststellungen:

a) Zusätzliche Erklärung des Ausführers (in
Spalte 7 des genannten Formblattes): „Alle
oben genannten Waren sind handwerklich
hergestellte Waren."

b) Bescheinigung der im Artikel 1 genannten
ermächtigten Stelle (in Spalte 4 des genannten
Formblattes): „Hiemit wird auf Grund der
durchgeführten Kontrollen bescheinigt, daß
die in diesem Zeugnis beschriebenen Waren
handwerklich hergestellte Waren gemäß dem
Abkommen zwischen Österreich und der
Republik Zypern sind.

(Ort und Datum, Unterschrift und Stempel
der bescheinigenden Stelle)"

(3) Als handwerklich hergestellte Waren werden
Waren verstanden, die überwiegend von Hand
oder nur unter Verwendung von ausschließlich
durch Hand- oder Fußantrieb bedienten Maschi-
nen oder Geräten hergestellt worden sind. Die Ver-
wendung von maschinell erzeugten Rohmaterialien
schließt grundsätzlich handwerklich hergestellte
Waren von den nach österreichischem Recht einge-
räumten Begünstigungen nicht aus.
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Artikel 3
Die Regierung der Republik Zypern wird jede

Änderung bezüglich des im Artikel 1 genannten
„Cyprus Department of Customs and Excise" dem
Bundesminister für Finanzen der Republik Oster-
reich bekanntgeben.

Artikel 4
Das „Cyprus Department of Customs and

Excise" leistet bei der Prüfung der Echtheit und
Ordnungsmäßigkeit der Zeugnisse den österreichi-
schen Behörden über deren Ersuchen Verwaltungs-
hilfe.

Artikel 5
Dieses Abkommen tritt sechs Wochen nach

Unterzeichnung in Kraft; es wird auf die Dauer
von zwei Jahren abgeschlossen. Seine Gültigkeit
verlängert sich jeweils um ein weiteres Jahr, sofern
sie nicht durch eine der Vertragsparteien sechs
Monate vor Ablauf der Frist schriftlich auf diplo-
matischem Weg gekündigt wird.

GESCHEHEN in Wien am 8. Juli 1983 in zwei
Urschriften in englischer Sprache, wobei beide
Texte in gleicher Weise authentisch sind.

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie der Republik Österreich:

Dr. Norbert Steger

Für den Bundesminister für Finanzen der Republik
Österreich:

Dr. Franz Manhart
Sektionschef

Für die Regierung der Republik Zypern:

George Andreou
Minister für Handel und Industrie

Das Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 5 am 19. August 1983 in Kraft.
Sinowatz

406.
(Übersetzung)

V E R E I N B A R U N G

zwischen dem Bundesminister für Verkehr der
Republik Österreich und dem Minister für
Verkehr des Vereinigten Königreiches gemäß
Rn. 2010 des ADR betreffend die Beförde-
rung von Bariumkarbonat der Klasse 6.1, 71°
und Bleistearat neutral; Bleistearat dibasisch;
Bleisulphat tribasisch; Bleilaurat neutral sowie
Bleiphthalat dibasisch der Klasse 6.1, 72° in

flexiblen Schüttgutbehältern

(1) In Abweichung von den Vorschriften der
Randnummern 2624 und 2625 der Anlage A des
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ADR darf Bariumkarbonat, Bleistearat neutral,
Bleistearat dibasisch, Bleisulphat tribasisch, Bleilau-
rat neutral und Bleiphthalat dibasisch der Klasse
6.1, Rn. 2601, 71° und 72° unter folgenden Bedin-
gungen im internationalen Straßenverkehr beför-
dert werden:

1. Verpackung

1.1. Die Stoffe sind in flexiblen Schüttgutbehäl-
tern zu verpacken. Der Inhalt jeder flexiblen Ver-
packung darf 1000 kg nicht überschreiten.

1.2. Die Verpackungen müssen den während
ihrer Verwendungsdauer zu erwartenden mechani-
schen, thermischen' oder chemischen Beanspru-
chungen standhalten können und dicht sein. Sie
müssen gegen gefährliche Stoffe beständig sein und
im erforderlichen Maße gegenüber ultravioletter
Strahlung und Alterung beständig sein. Diese
Anforderungen müssen während der gesamten Ver-
wendungsdauer erfüllt werden. Die Verwendungs-
dauer ist vom Hersteller anzugeben und darf höch-
stens fünf Jahre betragen.

1.3. Die Verpackungen müssen so beschaffen
sein, daß sie mit Kränen und Flurförderfahrzeugen
sicher gehandhabt werden können.

1.4. Gemäß den nachstehenden Bedingungen
sind die Verpackungen einer Baumusterprüfung zu
unterziehen, die von einer im Versandland behörd-
lich anerkannten Prüfstelle durchgeführt wird;
diese Prüfung muß erfolgreich verlaufen.

2. Vorschriften für die Baumusterprüfung

2.1. Fallprüfung

Je Bauart ist ein mit Original- oder Ersatzgut
gefülltes Prüfmuster bei Raumtemperatur einer
Fallprüfung zu unterziehen, bei der es von einer
Höhe von 1,2 m auf die Bodennaht fällt (Aufprall-
fläche: waagrechte Betonplatte).

Bei Verwendung von Ersatzgut muß dieses in
seiner Dichte (Schüttgewicht) und seinen physikali-
schen Eigenschaften (zB Korngröße, Form oder
Oberfläche usw.) dem Originalgut entsprechen.

2.2. Chemische Beständigkeit

Die chemische Beständigkeit des Verpackungs-
materials bei Berührung mit dem Transportgut ist
vom Hersteller oder Benützer nachzuweisen oder
zu bestätigen.

2.3. Prüfbericht

Über die vorgenommenen Prüfungen ist ein
Bericht anzufertigen, der folgende Angaben enthal-
ten muß:

Hersteller der Verpackung;
Beschreibung der Verpackung (zB Art der ver-
wendeten Werkstoffe, Einfärbung, Abmessun-
gen, Wandstärke, Gewicht usw.);
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Herstellungsverfahren;
zulässiger Inhalt;
Prüfergebnis;
Kennzeichnung;
die bei Serienfertigung einzuhaltende Mindest-
wandstärke.

3. Kennzeichnung

Jede entsprechend dem geprüften Baumuster
hergestellte Verpackung zur Beförderung von
Schüttgut ist durch

den Namen oder das Kurzzeichen des Herstel-
lers;
die Kurzbezeichnung des Landes, in dem die
Verpackung geprüft wurde;
die Kurzbezeichnung der Prüfstelle, von der die
Prüfungen vorgenommen wurden;
die Registrierungsnummer;
Monat und Jahr der Herstellung;
die Verwendungsdauer in Monaten oder Jahren
und
den vorangestellten Satz: „Füllung mit Gefahr-
gut nur gemäß . . . . (Zeichen des Baumusters)"

lesbar und dauerhaft zu kennzeichnen.

4. Besondere Vorschriften

Die genannten Stoffe dürfen in flexiblen Schütt-
gutbehältern nur als geschlossene Ladung befördert
werden.

(2) Zusätzlich zu den üblichen Vermerken hat
der Absender im Beförderungspapier einzutragen:

„Nach Rn. 2010 des ADR vereinbarte Beförde-
rung."

Bis sie von einer der Vertragsparteien widerrufen
wird, gilt diese Vereinbarung für den Verkehr zwi-
schen der Republik Österreich und dem Vereinig-
ten Königreich.

Wien, 1983 06 10

Für den Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich:

Berger

London, 23. Feber 1983

Die für das ADR zuständige Behörde des Ver-
einigten Königreiches:

L. Grainger

Sinowatz
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